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1. Plangebiet

1.1 Räumlicher Geltungsbereich

Die Planbereichsgrenze des Bebauungsplanes Mg 146 verläuft im Stadtbezirk Mengede, 
Ortsteil Oestrich, im Osten  westlich entlang der Trasse der S-Bahn-Linie S2 – ausgenommen 
ist die direkt an der Trasse liegende Böschung – , bis zu der Straße „Kammerstück“, führt 
weiter in Richtung Norden östlich entlang der Straße „Kammerstück“ bis zur „Breisen-
bachstraße“; verläuft südlich der Breisenbachstraße  bis gegenüber dem Einmündungsbereich 
der Straße „Worderfeld“; von hier in südöstlicher Richtung entlang der hinteren Garten-
grundstücke Breisenbachstraße Haus-Nr. 20 bis Haus-Nr. 18c bis zum Böschungsbereich der 
S- Bahn-Trasse.

1.2 Gegenwärtige Situation im Plangebiet

Die verschiedenen Flächen werden zur Zeit u. a. als Ackerfläche genutzt (östlich Kammer-
stück); an der Breisenbachstraße befindet sich eine städt. Kindertagesstätte, der östliche und 
nördliche Teil des Plangebietes ist der Natur überlassenes Brachland mit Gras- und Hoch-
staudenfluren, Bäumen und Sträuchern.

1.3 Bestehendes Planungsrecht

1.3.1   Darstellung im Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 enthält im Bebau-
ungsplanbereich folgende Darstellungen:

- Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf  (Bildungseinrichtung, Soziale Ein-
richtung)

- Grünflächen

Die Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes stehen den geplanten Festset-
zungen des Bebauungsplanes Mg 146 – Ammersbaum – teilweise entgegen, so dass eine ent-
sprechende Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich wird, die gem. § 8 Abs.3 
BauGB unter der lfd. Nr. 123, gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes durchge-
führt wird (sogenanntes Parallelverfahren).

1.3.2 Bestehendes Bauplanungsrecht

Der seit dem 17. 07. 1981 rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 trifft für den Planbe-
reich des Bebauungsplanes Mg 146 – Ammersbaum - folgende Festsetzungen:

- Flächen für Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstätte)
- öffentliche Grünflächen (Sport- und Spielanlagen)
- öffentliche Verkehrsflächen (Parkplatz und Fußweg)

Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 soll der Bebauungsplanes Mg 129 teilweise 
ersetzt werden. 
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1.3.3 Landschaftsplan Dortmund-Nord

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Mg 146 liegt außerhalb des seit dem 30.11.90 
rechtsverbindlichen Landschaftsplanes Dortmund-Nord. 

2. Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 

Einige Firmen im Gewerbegebiet Oestrich haben seit geraumer Zeit Erweiterungsbedarf, der 
an ihren Standorten selbst nicht mehr zu realisieren ist. Der rechtsverbindliche Bebauungs-
plan Mg 129 weist östlich der Straße Kammerstück, unmittelbar am Gewerbegebiet Oestrich, 
Flächennutzungen aus, die nicht mehr den städtischen Entwicklungszielen entsprechen. Laut 
Auskünfte von Sport-, Jugend- und Schulamt werden diese Vorhalteflächen nicht mehr benö-
tigt und können somit den Expansionswünschen anfragender Firmen zugute kommen. Es ist 
daher beabsichtigt, durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Mg 129 entsprechend zu überplanen. Im Südwesten des Planbereiches ist 
ein Gewerbegebiet (GE) mit einer Größe von ca. 1,4 ha geplant, das zukünftig der Ansied-
lung von nicht erheblich belästigenden Betrieben (s. § 8 (1) – (3) Baunutzungsverordnung (-
BauNVO-) dienen  soll. Weiterhin soll der im Bebauungsplan Mg 129 nördlich der Kinderta-
gesstätte festgesetzter öffentlicher Parkplatz in die angrenzende öffentliche Grünfläche integ-
riert werden, weil zukünftig kein derart zusätzlicher großer öffentlicher Stellplatzbedarf be-
steht  (keine Sonderschule, kein Sportplatz). Darüber hinaus soll die Fläche der an der Brei-
senbachstraße vorhandenen Kindertagesstätte geringfügig erweitert werden.

3. Erläuterungen zum Bebauungsplan

3.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Entsprechend der baulichen Situation der bestehenden Gewerbegebäude westlich der Straße 
Kammerstück soll sich die Erweiterung des Gewerbegebietes städtebaulich am Vorhandenen 
orientieren und nicht durch überzogene Höhenentwicklungen neue Akzente setzen. Der nörd-
lich anschließende Freiraum, sowie die 2-geschossige Bebauung des Wohnumfeldes und die 
Eingeschossigkeit der Kindertagesstätte wirkt ebenfalls prägend, so dass die Geschosse im 
neuen Gewerbegebiet auf maximal III beschränkt werden. Die Festsetzung der Grundflä-
chenzahl  (0,8) und Geschossflächenzahl (2,0) im geplanten Gewerbegebiet orientiert sich an 
den vorhandenen Gebäuden im Gewerbegebiet Oestrich.  

3.2 Gewerbegebietscharakter

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht 
erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet 
am nächsten liegende Wohnbebauung bzw. der nördlich des geplanten Gewerbegebietes vor-
handenen Kindertagesstätte sollen in dem festgesetzten Gewerbegebiet keine Betriebe zuge-
lassen werden, die in der Abstandsliste der 16. BImSch aufgeführt sind (textliche Festsetzung 
Ziffer      1     ).

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan fest, dass im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe 
sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, die sich 
ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zulässig sind. 
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Hiervon unberührt bleiben Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz-
und/oder Caravanverkauf sowie Betriebe mit Kfz- und/oder Caravanersatzteil- bzw. –
zubehörverkauf. Ausnahmsweise zulässig sind an Endverbrauer gerichtete Verkaufsstellen 
von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmittelbarem räumli-
chen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks- oder anderen Gewerbebetrie-
ben stehen und deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter der Größe der Ge-
schossfläche des Handwerks- oder Gewerbebetriebsteiles liegt.

Die textliche Festsetzung ist erforderlich, um zu verhindern, dass sich zunehmend kleinere 
Betriebe deutlich unterhalb der in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Vermutungsgrenze von  
1200 qm an nicht integrierten Standorten ansiedeln bzw. versuchen, in Gewerbegebieten Fuß 
zu fassen. Dem liegt die städtebauliche Zielsetzung zugrunde, Einzelhandelsbetriebe zur 
Stärkung der zentralen Versorgungseinrichtungen in den Ortszentren anzusiedeln, soweit Art 
und Umfang des Betriebes dies zulassen. Damit werden gleichzeitig in den Gewerbegebieten 
die Flächen für solche Betriebe freigehalten, die auf derartige Standorte angewiesen sind. 
Diese textliche Festsetzung ist weiterhin notwendig, um der angesprochenen negativen städ-
tebaulichen Entwicklung in Form einer Neuerrichtung von Handelsbetrieben am Siedlungs-
rand mit all seinen städtebaulichen Negativwirkungen (Kaufkraftverlust des Ortsteilzentrums, 
nicht integrierter Standort, Verkehrszusatzbelastung) entgegenzutreten.

Die Regelung, dass Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz- und/oder 
Caravanverkauf von der textlichen Festsetzung unberührt bleiben, ergibt sich daraus, dass bei 
derartigen Betrieben die Größe der Verkaufsfläche regelmäßig die des Handwerksbetriebes 
überschreitet. Gleichwohl ist daraus aber nicht abzuleiten, dass sich hierdurch die dargelegten 
negativen Auswirkungen hinsichtlich zentraler Einrichtungen in den Ortszentren ergeben.

Um sicherzustellen, dass die Gewerbegebietsflächen für solche Betriebe zur Verfügung ge-
stellt werden, die auf derartige Standorte angewiesen sind, setzt der Bebauungsplan weiterhin 
fest, dass dort die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die sich auch in ande-
ren Baugebietskategorien ansiedeln können,  unzulässig sind.

3.3 Werbeanlagen

Die geplanten Gewerbebetriebe sollen sich nur an der Erschließungsstraße Kammerstück 
werbewirksam präsentieren. Werbeanlagen im Hintergelände würden visuell, störend auf die 
begrünten öffentlichen Flächen wirken und sind somit nur an der Vorderfront der Gebäude 
erlaubt.

4. Verkehrliche Erschließung

4.1 Äußere Erschließung

Die neue Gewerbefläche ist über die Straßen Kammerstück und Königshalt optimal an das 
örtliche und überörtliche Hauptverkehrsstraßennetz (A42/45 und A 2) angebunden.
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4.2 Innere Erschließung

Die innere Erschließung des Gewerbegebietes wird zukünftig über private Zufahrten vom 
Kammerstück auf die Gewerbegrundstücke geregelt. Eine Erschließung von der Breisen-
bachstraße aus ist nicht vorgesehen, um diese nicht unnötig zu belasten. Deshalb wird zur 
Breisenbachstraße hin im Bebauungsplan ein Ein- und Ausfahrtverbot festgesetzt. 

4.3 Ruhender Verkehr

Auf den Gewerbegrundstücken werden die erforderlichen Parkmöglichkeiten für die Ge-
werbetreibenden als auch für Besucher erstellt.

4.4 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

In ca. 10 Gehminuten Entfernung vom Plangebiet befindet sich der S-Bahn-Haltepunkt  
Dortmund-Oestrich. Auf der Breisenbachstraße verkehrt die Buslinie 361 (Castrop-Rauxel –
Mengede) im 60-Min.-Takt. Die S-Bahnlinie 2 verkehrt zwischen Dortmund-Hauptbahnhof 
und Dortmund-Mengede und stellt darüber hinaus stündliche Verbindungen nach Duisburg, 
Essen und Recklinghausen her. Am S-Bahn-Haltepunkt bestehen weitere Verbindungen mit 
Buslinien innerhalb des Stadtbezirkes und nach Lünen-Brambauer.

5. Öffentliche Grünflächen

5.1 Parkanlage

Die öffentliche Grünfläche (Parkanlage) wird um ca. 2 500 qm südlich der Kindertagesstätte 
erweitert. Der südöstliche Abschnitt der Parkanlage soll in seinem „extensiven Charakter“ 
mit der vorhandenen Vegetation erhalten bleiben.

5.2 Kinderspielplatz

Nach der Spielplatzbedarfsberechnung ist für den Ortsteil Oestrich (Einzugsbereich zwischen 
A 45 und S-Bahn) ein Spielplatz der Kategorie A  vorgesehen (Kinder und Jugendliche). Der 
Spielplatz soll auf einer mindestens 1 500 qm großen öffentlichen Grünfläche südlich der 
Kindertagesstätte realisiert werden in direkter Nachbarschaft der vorhandenen Wohnbebau-
ung.

5.3 Wegeverbindungen

Geplant ist ein 3,50 m breites Rad- und Wanderwegsystem, dass sowohl die Wohnbebauung 
nördlich der Breisenbachstraße (Schärenhof) mit dem Kinderspielplatz, der „übrigen“ öffent-
lichen Grünfläche und einem zukünftigen Anschluss (Unterführung) an den Haltepunkt Nette 
– Oestrich verbindet, damit durch kurze Fuß- und Radwegeverbindungen sowohl die Mög-
lichkeit der Naherholung und des Spielens, als auch die Erreichbarkeit der ÖPNV-
Haltepunkte gewährleistet ist.
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6. Grünordnerische und landschaftspflegerische Maßnahmen

6.1 Gesetzliche Grundlagen

Nach § 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB sind bei Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Um-
weltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaus-
halts, des Wassers, der Luft und des Bodens, sowie das Klima zu berücksichtigen. § 1a Abs. 
1 BauGB beinhaltet die Vorgabe, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-
gangen werden soll und dabei die Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begren-
zen sind. Des weiteren sind gemäß § 1 Abs. 5 Nr. 3 BauGB die Belange von Freizeit und 
Erholung und gemäß § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des zu berücksichtigen.

Konkretere Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen 
die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das 
Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG NRW). Nach § 8 Abs. 1 BNatSchG gelten 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, 
als Eingriff in Natur und Landschaft. 
§ 4 Abs. 2 LG NRW definiert hierzu Eingriffstatbestände.

Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot) sowie unvermeidbare Beeinträch-
tigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichspflicht - § 8 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 4 
Abs. 4 LG NRW).

Die im Rahmen des Bebauungsplan-Änderungsverfahrens Mg 146 – Ammersbaum - geplan-
ten baulichen Anlagen sowie die Verkehrsflächen stellen zunächst Eingriffe in Natur und 
Landschaft dar. Eine teilweise Unterlassung des geplanten Vorhabens war aufgrund der oh-
nehin geringen Flächengröße nicht möglich. Eine völlige Unterlassung dieses Eingriffes, 
d.h. ein Verzicht auf die Gewerbeansiedlung, kann aus folgenden Gründen nicht erfolgen:

- ansässige Gewerbebetriebe benötigen zum Existenzerhalt Flächen zur Betriebserweiterung 

- das Baulandpotential der Fläche bietet wirtschaftliche Flächengrößen sowie eine günstige 
Erschließung 

Bei der Gewichtung der entgegenstehenden Belange von Natur und Landschaft zu dem Ge-
werbeflächenbedarf in Mengede wird als Ergebnis der Abwägung entschieden und für ge-
rechtfertigt gehalten, dem Belang der Wirtschaftsförderung aus den dargelegten Gründen 
Vorrang einzuräumen. Somit sind die zu erwartenden Beeinträchtigungen unvermeidbar und 
deshalb geeignete Maßnahmen zum Ausgleich im Bebauungsplan festzusetzen.

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und pri-
vaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Die Vermeidung und 
der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 1a Abs. 2 
BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 
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Die Ausgleichsmaßnahmen sind vordringlich im Plangebiet vorzusehen, um die Anforde-
rungen nach einem "räumlichen“ Ausgleich zu erfüllen. Nach § 4 Abs. 4 LG NRW sind 
Ausgleichsmaßnahmen, soweit dies zumutbar ist, auf Flächen im Eigentum des Verursa-
chers durchzuführen.

Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigung des Naturhaushalts zurückbleibt und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 8 Abs. 2 BnatSchG).

Im Änderungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Mg 129 werden im vorliegenden 
Bebauungsplanentwurfes Mg 146  - Ammersbaum - Festsetzungen (Nutzungen) wie folgt 
verändert:

- Sport- und Spielanlage in Parkanlage mit Spielplatz (Spielbereich A)
- öffentliche Verkehrsflächen (Parkplatz u. Fußweg) in öffentliche Grünfläche
- Flächen für den Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstätte) teilweise in 
öffentliche Grünfläche bzw. in Gewerbegebiet

- öffentliche Grünfläche in Gewerbegebiet

Diese Änderungen haben sowohl eingriffsmindernde wie auch eingriffserhöhende Auswir-
kungen. Hier war nun zu prüfen, inwieweit Eingriffe nach § 1a Abs. 3 BauGB  aufgrund be-
stehenden Baurechts bereits zulässig waren und ob die geplanten Eingriffe höheroder gerin-
ger ausfallen und zusätzliche Ausgleichserfordernisse bestehen. Im Landschafts-
pflegerischen Fachbeitrag (Anlage 3) ist dargestellt, dass in diesem Fall keine über die 
grünordnerischen Festsetzungen hinausgehenden Ausgleichsfestsetzungen erforderlich sind.  

6.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen 
für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

6.2.1 Bepflanzung von Stellplatzanlagen

Die Stellplatzanlagen in dem mit der Ziffer     4    gekennzeichneten Baugebiet sind durch 
Pflanzflächen so zu gliedern, dass für jeweils vier Stellplätze eine Pflanzfläche (Baumschei-
be) in der Größe eines Stellplatzes entsteht. Die Bepflanzung der Flächen hat durch je einen 
standortgerechten, heimischen, großkronigen Laubbaum zu erfolgen. Die Anordnung der 
anzupflanzenden Laubbäume bietet die Gewähr dafür, dass Flächenaufheizungen vermieden 
und Schadstoffemissionen auf den Grundstücksflächen selbst schon teilweise gebunden 
werden. Die Bäume bilden ein grünes Dach über der Stellplatzanlage und tragen positiv zur 
Gestaltung des Ortsbildes im Sinne des § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB bei.

Es werden standortgerechte, heimische Baumarten als Lebensgrundlage für zahlreiche Le-
bewesen und Mindestgrößen gefordert, um die Lebensfähigkeit der angepflanzten Bäume 
und damit auch die dauerhafte Realisierung der Festsetzung selbst sicherzustellen. Die fest-
gesetzte Bepflanzung der Baumscheibe erfolgt, um Austrocknung und damit verbundenen 
Bodenerosionen vorzubeugen.   
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6.2.2 Abpflanzung des Gewerbegebietes

Die festgesetzte Abpflanzung (textl. Festsetzung Ziffer  5   ) bildet die Einrahmung  und 
gleichzeitige Pufferung des neuen Gewerbegebietes sowie dessen Verkehrsflächen gegen-
über der Kindertagesstätte, der öffentlichen Grünfläche und insbesondere der Wohnbebau-
ung.
Um den städtebaulichen wie auch ökologischen Funktionen gerecht werden zu können, wird 
eine 10 m breite und vollständig angelegte Vegetationsfläche überwiegend mit heimischen, 
standortgerechten Laubgehölzen (insgesamt 60%) sowie einer Extensivwiese (40%) festge-
setzt. Es werden heimische Gehölze gefordert, weil sie die Lebensgrundlage für andere Ar-
ten aus dem heimischen Tier- und Pflanzenreich bilden.

6.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.3.1 Reduzierung des Versiegelungsgrades

Grundstücksflächen in Gewerbegebieten werden aufgrund intensiver Nutzung (Lager-, Ver-
kehrs- und allgemeine Betriebsflächen etc.) zum großen Teil versiegelt. So weit es möglich 
ist, sind Ein- und Ausfahrtsbereiche bzw. private Stellplätze mit Rasenpflaster oder ähnli-
chem zu befestigen, um eine Totalversiegelung zu vermeiden. Aus diesem Grunde wird im 
Bebauungsplan eine dementsprechende Regelung getroffen (s. Ziffer     3     ). 

6.4 Erhaltung vorhandener Vegetation

Die erhaltenswerte Vegetation der brachgefallenen Böschungen mit Pappeln, Weiden, 
Hochstauden und Brombeeren wird erhalten. Die unter Baumschutz fallenden Bäume an der 
Straße Kammerstück sind als zu erhalten im Bebauungsplan dargestellt und festgesetzt.

7. Umweltbelange

7.1 Altlasten

Das Plangebiet ist im Detailplan der Stadt Dortmund – Maßstab 1: 5000 über Altstandorte 
und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflächen in der östlichen Hälfte als ehemalige 
Hausmülldeponie und Schüttungsfläche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde im Rahmen di-
verser Planungsmaßnahmen eine Gefährdungsabschätzung (einzusehen beim Stadtplanungs-
amt) erstellt. Daraus ergeben sich für die künftigen Nutzungen im Plangebiet folgende Kon-
sequenzen:

Ø Die geplante Gewerbenutzung ist ohne Einschränkungen und Auflagen möglich.

Ø Die Realisierung der geplanten Nutzung „öffentliches Grün“ im Bereich der Aufschüt-
tungen setzt umfangreiche Sanierungsmaßnahmen (Bodenaustausch, Bodenabdeckung) 
voraus.
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7.2 Lärmschutz

Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichti-
gen. 

Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine Maßnahmen erfor-
derlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. Sie ist die-
ser Begründung als Anlage 1 beigefügt.

7.3 Methanausgasungen

Seit 1991 kam es an mehreren Stellen im Stadtgebiet zu Austritt von Methangas an der Ta-
gesoberfläche. Nähere Überprüfungen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um natürliche 
Gasvorkommen aus dem Steinkohlengebirge handelt. Solche Austritte können durch natür-
liche (z.B. geologische Verwerfungen, Brüche etc.) und anthropogene (z.B. Bohrungen, Ge-
ländeeinschnitte etc.) Wegsamkeiten begünstigt werden.

Die vorliegende Karte der potentiellen Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet in 
mehrere Bereiche hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Der Bebauungsplanbereich 
liegt in der Zone 1 der Karte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dortmund. 
Danach sind Methangasaustritte wenig wahrscheinlich. Somit sind Auswirkungen auf die 
ausgewiesenen Nutzungen nicht zu erwarten. 

7.4 Schutz des Mutterbodens

Die vorgesehene Gewerbefläche wird z. Z. vollständig intensiv landwirtschaftlich genutzt. 
Sie liegt ca. 1 – 1,50 m unter Niveau der Straße Kammerstück, die zukünftig als Haupter-
schließung für das Gewerbegebiet fungiert. Geht man davon aus, dass die Gewerbefläche 
durch ein „natürliches Entwässerungsgefälle“ entsorgt wird, muss das Gelände aufgefüllt 
werden. In einem Hinweis wird verfügt, dass bei Veränderung des Geländes der Mutterbo-
den zu erhalten ist und nicht mit verbaut werden darf. 

8. Ver- und Entsorgung

8.1. Gas, Wasser, Strom

Die Versorgung des Plangebietes mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die 
zuständigen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen Entsorgungsträger si-
chergestellt.

8.2 Niederschlagswasser

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von 
Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke in der Stadt Dortmund" vom 17.12.1996 zu prüfen, ob der Abfluss des Nieder-
schlagswassers von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Versicke-
rung oder Rückhaltung, zu verhindern, zu vermindern oder merklich zu verlangsamen ist. 
Soweit die Möglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasserrecht-
lichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.
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Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt 
oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist gem. § 51 a Wassergesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in der Neufassung der Be-
kanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW S. 926, SGV NW 77) vor Ort zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit möglich ist. Die dafür erforderlichen Anlagen müssen den jeweils 
in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechen.

Von der Verpflichtung zur Versickerung, Verrieselung oder Gewässereinleitung ausge-
nommen ist gemäß § 51 a Abs. 4 LWG Niederschlagswasser, das

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in einer vorhandenen Kanalisa-
tion (Trennsystem) abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bisherigen Recht genehmigten Kanalisationsnetz-
planung gemischt im Schmutzwasser einer öffentlichen Abwasserbe-
handlungsanlage zugeführt wird oder werden soll, wenn der techni-
sche oder wirtschaftliche Aufwand unverhältnismäßig ist.

In den Bebauungsplan wird ein allgemeiner Hinweis zur Beseitigung von Niederschlags-
wasser aufgenommen.

9. Denkmalschutz und Denkmalpflege

Denkmalpflegerische Belange werden im Plangebiet nicht berührt. Es ist jedoch nicht aus-
zuschließen, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmäler entdeckt werden. Für diesen Fall 
wird im Bebauungsplan über einen entsprechenden Hinweis vorsorglich auf die Melde- und 
Sicherungspflicht nach dem Denkmalschutzgesetz NW hingewiesen. 

10. Entschädigung

Die Flächen  im Planbereich befinden sich ausschließlich in städt. Eigentum. Entschädi-
gungsansprüche von Grundstückseigentümern sowie ggf. Übernahmeansprüche werden gem. 
§ 40 BauGB daher nicht ausgelöst.

11. Flächenbilanz

Gewerbefläche ca. 1,4 ha

Fläche für den Gemeinbedarf – Kindertagesstätte - ca. 0,6 ha

Öffentliche Grünfläche ca. 2,0 ha

Gesamtfläche: ca. 4,0 ha
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12. Kosten

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde ermittelt, dass der Stadt durch die Planung 
voraussichtlich keine Kosten entstehen werden. 

Die Anlagen 1 – Schalltechnische Untersuchung –, 2 – Abstandsliste (4. BImSchV) –, 
3 – Landschaftspflegerischer Fachbeitrag – sind Bestandteil dieser Begründung. 

Dortmund, den 

W i l d e 
Ltd. Städt. Baudirektor 
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1. Allgemeines

1.1 Art und Umfang der Änderung
----------------------------------------

Der Geltungsbereich der 123. Änderung des Flächennutzungsplanes – Ammersbaum -  
verläuft im Stadtbezirk Mengede, Ortsteil Oestrich, im Osten  westlich entlang der Trasse 
der S-Bahn-Linie S2 – ausgenommen ist die direkt an der Trasse liegende Böschung – , bis 
zu der Straße „Kammerstück“, führt weiter in Richtung Norden östlich entlang der Straße 
„Kammerstück“ bis zur „Breisenbachstraße“; verläuft südlich der Breisenbachstraße  bis 
gegenüber dem Einmündungsbereich der Straße „Worderfeld“; von hier in südöstlicher 
Richtung entlang der hinteren Gartengrundstücke Breisenbachstraße Haus-Nr. 20 bis Haus-
Nr. 18c bis zum Böschungsbereich der S- Bahn-Trasse.

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt in dem Änderungsbereich folgende 
Nutzungen dar:

- Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf, mit den Symbolen
Bildungseinrichtung (Sonderschule)
Soziale Einrichtung (Kindertagesstätte)

- Grünflächen, mit den Symbolen
Spielplatz (Spielbereich A)
Sportfläche

Die  123. Änderung des  Flächennutzungsplanes sieht im Änderungsbereich folgende 
Darstellungen vor:

- Umwandlung von Grünfläche in Gewerbegebiet

- Umwandlung von Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf in 
Gewerbegebiet 

- Umwandlung von Grünfläche in Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf
(Kindertagesstätte)

- Umwandlung von Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf in Grünflächen

- ersatzlose Streichung der Standortsymbole „Sportfläche“ und „Bildungseinrichtung
(Sonderschule)“

- Kennzeichnung der öffentlichen Grünfläche und teilweise der Fläche für den 
Gemeinbedarf als Altlasten

1. 2 Zweck der Änderung
------------------------------------

Durch die angestrebte Flächennutzungsplanänderung sollen die rechtlichen 
Voraussetzungen für die Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 – Ammersbaum -
geschaffen werden. 
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. . .

Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 
146 wird als wesentlichstes Planungsziel die Umwandlung von Flächen für den 
Gemeinbedarf und öffentlichen Grünflächen in Gewerbegebiet verfolgt. 

1. 3 Ziele der Raumordnung und Landesplanung
---------------------------------------------------------

Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Arnsberg - Teilabschnitt 
Dortmund/Unna/Hamm enthält für den Änderungsbereich folgende Darstellungen:
" Gewerbe – und Industriebereich" (Bereiche für nicht oder nicht               
erheblich belästigende Betriebe)

2. Verkehrsanbindung

2. 1 Straßen
-----------

Der Änderungsbereich ist über die Straße Königshalt optimal an das örtliche und 
überörtliche Hauptverkehrsstraßennetz (A42/45 und A 2) angebunden.

2. 2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)
------------------------------------------

Der Änderungsbereich ist durch den S-Bahn-Haltepunkt in Dortmund-Oestrich  (Entfernung 
etwa 10 – 15 Gehminuten) an das ÖPNV-Netz angeschlossen. 

3. Ver- und Entsorgung

Die Versorgung mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die zuständigen 
Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen Entsorgungsträger sichergestellt. 

4. Baugrundverhältnisse

4.1 Allgemeine Baugrundverhältnisse
-------------------------------------------

Im Bereich des Sportplatzes existieren bis 4,60 m hohe Aufschüttungen aus Bauschutt, 
Schlacken und Bergematerial. Unter der Aufschüttung steht feinsandiger toniger Schluff an.
Im Bereich der Kindertagesstätte steht die gesamte Oberfläche aus Anschüttungen 
unbekannter Herkunft von 0,5 m bis 1,0 m Dicke an. In Bereich der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche wurde keine Anschüttung angetroffen.

4.2 Bergbauliche Einwirkungen
------------------------------------

Zur Zeit ist über bergbauliche Einwirkungen nichts bekannt, im Zuge der Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange wird das Landesoberbergamt angehört.
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4.3 Altlasten 
------------

Der Änderungsbereich ist im Detailplan der Stadt Dortmund – Maßstab 1: 5000 über 
Altstandorte und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflächen in der östlichen Hälfte 
als ehemalige Hausmülldeponie und Schüttungsfläche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde 
im Rahmen diverser Planungsmaßnahmen eine Gefährdungsabschätzung (diese kann beim 
Stadtplanungsamt eingesehen werden) erstellt. Daraus ergeben sich für die künftigen 
Nutzungen im Plangebiet folgende Konsequenzen:

Die geplante Gewerbenutzung ist ohne Einschränkungen und Auflagen möglich.

Die Realisierung der geplanten Nutzungen „öffentliches Grün“ und „Spielplatz“ im Bereich 
der Aufschüttungen setzt umfangreiche Sanierungsmaßnahmen (Bodenaustausch, 
Bodenabdeckung) voraus.

Die belasteten Flächen sind im Änderungsplan gem. § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB 
gekennzeichnet worden. Außerdem wird für diese Fläche ein entsprechender konkreter 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

5. Eigentumsverhältnisse

Die von der Änderung betroffenen Flächen stehen sämtlich im Eigentum der Stadt 
Dortmund. 

6. Umweltschutz

Der Änderungsbereich wird durch unterschiedliche Lärmemittenten beeinträchtigt, die 
Lärmemissionen der Versorgungsbahn zum Kraftwerk Knepper, der S-Bahn-Strecke 
Dortmund-Duisburg  und der gewerblichen Nutzung südwestlich des Planbereiches an der 
Straße Kammerstück. Eine konkrete Untersuchung fand im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens Mg 146 – Ammersbaum – statt. 
Die vorgenannte schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine 
Maßnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten 
werden. 

7. Fachplanung

7.1 Verbandsgrünflächen und Landschaftsschutzgebiete
-------------------------------------------------------------------

Verbandsgrünflächen und Landschaftsschutzgebiete befinden sich nicht im 
Änderungsbereich.
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7.2 Freiraum 
-------------

Im Änderungsbereich sind Flächen gem. § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt. 
Maßnahmen zur Ökologischen Aufwertung erfolgen im Bebauungsplan Mg 146. 
Die Frage nach dem ökologischen Ausgleich stellt sich hier nicht, da da der im 
rechtskräftigen B Plan zulässige Eingriff nicht über-, sondern unterschritten wird. Somit 
besteht bei Beachtung bzw.Umsetzung der Festsetzungen zum Baumerhalt bzw. der 
Bepflanzungsmaßnahmen kein weiteres Ausgleichserfordernis im Sinne des § 1a Abs. 3 
BauGB.   

7.3 Denkmalschutz
-------------------

7.3.1 Baudenkmale

Baudenkmale sind im Änderungsbereich nicht vorhanden. 

7.3.2 Bodendenkmale

Bodendenkmale sind im Änderungsbereich nicht bekannt. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmale entdeckt werden. Für
diesen Fall wird im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 über einen 
entsprechenden Hinweis auf die Melde- und Sicherungspflicht hingewiesen. 

8. Städtebaulicher Zahlenspiegel

Flächengrößen:

Gewerbefläche ca. 1,4 ha

Gemeinbedarfsfläche ca. 0,6 ha

Fläche zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft ca. 0,4 ha

Öffentliche Grünfläche ca. 1,6 ha

Gesamtfläche: ca. 4,0 ha

Dortmund, den 

W i l d e 
Ltd. Städt. Baudirektor
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Anlage 3

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag

zum    

Bebauungsplan  Mg  146

 - Ammersbaum –
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1. Rechtliche Grundlagen

Nach § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. § 
1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB bestimmt, daß bei Aufstellung der Bauleitpläne gemäß § 1a die 
Belange des Umweltschutzes, auch durch die Nutzung erneuerbarer Energien, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaushaltes, des Wassers, 
der Luft und des Bodens einschließlich seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima zu 
berücksichtigen sind. § 1 a Abs. 1 BauGB beinhaltet die Vorgabe, daß mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden soll und dabei Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Maß zu begrenzen sind.

Konkretere Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen 
die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das 
Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG NW). Nach § 8 Abs. 1 BNatSchG gelten 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, 
als Eingriff in Natur und Landschaft. Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen 
(Vermeidungsgebot), sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb einer zu 
bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszugleichen (Ausgleichspflicht - § 8 Abs. 2 Satz 1).

Durch § 8 a BNatSchG wird die Prüfung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf 
die Ebene der Bauleitplanung vorverlagert. Nach § 8 a Abs. 1 BNatSchG ist bei Aufstellung 
von Bauleitplänen, aufgrund dessen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, 
über die Vermeidung und den Ausgleich nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu 
entscheiden.

Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigung des Naturhaushaltes zurückbleibt und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 8 Abs. 2 Satz 4). § 8 Abs. 9 
ermöglicht den Ländern, weitergehende Vorschriften zu erlassen bezüglich Er-
satzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen (siehe § 5 LG NW).

Dabei ist zu berücksichtigen, daß gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG alle Behörden und 
öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu unterstützen haben.

Weiter ist darauf zu achten, daß sich die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 BauGB nicht in die Regelung des § 8 a Abs. 
1 BNatSchG erschöpfen, sondern auch die in den §§ 1 und 2 BNatSchG dargelegten Ziele 
und konkretisierten Grundsätze mitumfassen. Insbesondere wird im § 2 Abs. 1 Nr. 2 die 
Bedeutung des besiedelten Bereiches hervorgehoben. 
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Danach sind dort Teile von Natur und Landschaft, auch begrünte Flächen und deren 
Bestände, in besonderem Maße zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln.

Bei dem vorliegenden Bebauungsplanentwurfes Mg 146 - Ammersbaum - handelt es sich 
um eine Teilgebietsänderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Mg 129. In diesem Fall 
ist zu prüfen, inwieweit nach § 1a Abs. 3 BauGB Eingriffe aufgrund bereits bestehenden 
Baurechts zulässig waren und Ausgleicherfordernisse bestehen.

2. Darstellung der Bewertungsmethode

Der vorliegende Beitrag erfolgte auf der Basis der Methode zur ökologischen Bewertung der 
Biotopfunktion von Biotoptypen von Dankwart Ludwig mit Beiträgen von Holger Meinig 
(Bochum 1991, Froelich und Sporbeck).

Grundlage der verwendeten Bewertungsmethode ist die Zuordnung der Biotoptypen zum 
Biotoptypenschlüssel der Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten NRW 
(LÖBF) und des Programmes zur Erfassung von Pflanzenarten in Niedersachsen (Haeupler 
und Garve, 1983).

Zur Bewertung werden ökologisch bedeutsame Kriterien herangezogen, die die 
ökologischen Verhältnisse eines Lebensraumes wiedergeben.
Es sind dies:

- Natürlichkeit (N)
- Wiederherstellbarkeit (W)
- Gefährdungsgrad (G)
- Maturität (Reife) (M)
- Struktur- und Artenvielfalt (SAV)
- Häufigkeit (H)

Den Bewertungskriterien werden Wertzahlen von 0 - 5 zugeordnet und additiv zu einem 
jeweiligen Gesamtwert (W1, W2), der max. 30 Punkte betragen kann, verknüpft.

Dieser Gesamtwert (W1, W2) wird mit dem Flächenmaß der beanspruchten oder geplanten 
Biotoptypen multipliziert und ergibt so den jeweiligen ökologischen Gesamtwert (G1, G2).

Durch eine Gegenüberstellung der jeweiligen ökologischen Gesamtwerte von Bestand und 
Planung kann somit überprüft werden, inwieweit sich die ökologische Gesamtsituation 
innerhalb des Geltungsbereiches positiv oder negativ verändert, und ob die festgesetzten 
Maßnahmen bzw. Flächen für Maßnahmen ausreichend sind, um die durch die Planung 
entstehenden Eingriffe zu kompensieren.

Beim Nachweis eines ökologischen Defizites ist zu überprüfen, inwieweit die angedachten 
Ausgleichsmaßnahmen erweitert werden können.
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Bei der Ermittlung der überbaubaren Flächen wird in der Regel die jeweilige 
Grundflächenzahl zugrundegelegt.

3. Gegenüberstellung der Eingriffssituationen aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan 
Mg 129 und des Bebauungsplanentwurfes Mg 146 – Ammersbaum -

Der rechtskräftige Bebauungsplan Mg 129 setzt auf ca. 1,5 ha Flächen für den 
Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstätte), auf ca. 2,1 ha öffentliche Grünfläche 
(Sport- und Spielanlagen) und auf ca. o,4 ha einen Parkplatz sowie einen Fußweg fest. Bei 
Zugrundelegung einer GRZ von 0,4 beim Gemeinbedarf sowie einer Vollversiegelung beim 
Parkplatz und Fußweg ist hier von einer Gesamtversiegelung von ca. 10.300 qm 
auszugehen. 
Der Bebauungsplanentwurf Mg 146 setzt auf ca. 0,6 ha Fläche für den Gemeinbedarf 
(Kindertagesstätte), auf ca. 1,4 ha Gewerbegebiet (incl. Abpflanzungsstreifen) und auf ca. 
2,0 ha öffentliche Grünfläche(Parkanlage und Spielplatz) fest. Bei einer GRZ von 0,4 beim 
Gemeinbedarf sowie 0,8 beim Gewerbegebiet ist mit einer Versiegelung von ca. 11.760 qm
zu rechnen.
Bei Gegenüberstellung der beiden Bebauungspläne ergibt sich aufgrund unterschiedlicher 
Festsetzungen (u.a. Grünfestsetzungen) auch unterschiedliche Biotoptypen. Der 
rechtskräftige Bebauungsplan Mg 129 weist einen ökologischen Gesamtwert innerhalb des 
Änderungsbereiches von 213.300 Punkten (s. Tab. A)auf. Demgegenüber beträgt der
Gesamtflächenwert des Bebauungsplanentwurfes Mg 146 – Ammersbaum – 239.180 
Biotoppunkte (s. Tab. B). Daraus ergibt sich, dass der gemäß des rechtskräftigen 
Bebauungsplans Mg 129 zulässige Eingriff nicht überschritten wird, sondern ein 
Überschuss von 25.880 Punkten erreicht wird. Somit besteht bei Beachtung bzw. 
Umsetzung der Festsetzungen zum Baumerhalt bzw. der Bepflanzungsmaßnahmen kein 
weiteres Ausgleichserfordernis im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB.   



Eingriffs-/Ausgleichsbilanz Rechtskräftiger Bebauungsplan Mg 129

Tabelle A

Biotoptypen N W G M SAV H Gesamtwert Fläche in qm
Ökologischer 
Gesamtwert

(Planung) (W1) (A) (W1xA)=G1

Gemeinbedarf Bebauung 0 0 0 0 0 0 0 6.000 0

Gemeinbedarf Freifläche        (HJ 5) 1 1 1 1 2 1 7 9.000 63.000

Öffentl. Grünfläche                 (HM52) 1 2 1 2 2 1 9 7.700 69.300

Sportanlage                           (HU 2)                   1 1 1 1 1 1 6 13.500 81.000

Parkplatz u. Fußweg              (HY 1) 0 0 0 0 0 0 0 4.300 0

Ökologischer Gesamtwert G1 213.300
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	Der Bebauungsplanbereich wird vom Schienenverkehrslärm der S-Bahnstrecke Dortmund Œ Duisburg und der Eisenbahntrasse zum Kraftwerk Knepper beeinträchtigt. Desweiteren ist der Gewerbelärm des westlich angrenzenden Gewerbegebietes zu betrachten. Die an das Plangebiet angrenzenden Straßen —Kammerstückﬁ und —Breisenbachstraßeﬁ spielen aufgrund ihrer relativ geringen Verkehrsbelastung eine nur untergeordnete Rolle.
	
	In diesem Zusammenhang wird eine schalltechnische Untersuchung notwendig, um festzustellen, welche Geräuschemissionen von den vorgenannten Anlagen ausgehen und ob Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden. Diese ist vom Stadtplanungsamt (Abteilung für generelle Planung) durchgeführt worden.
	
	
	2. Grundlagen
	
	2.1 Planungstechnische Unterlagen
	
	Zur Untersuchung wurden folgende Unterlagen herangezogen:
	
	-    Vorentwurf des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum, M 1 : 1000
	Bestandsplan 1: 1000 nach der Deutschen Grundkarte M 1 : 5000 und nach Luftbildern, M 1 : 5000
	Lagepläne mit Höhenangaben M 1 : 1000, M 1 : 5000
	Angaben vom Stadtplanungsamt, Abteilung für generelle Planung zur derzeitigen Streckenbelegung auf den Bahnanlagen des Kraftwerkes Knepper
	Fahrplan des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr, Dortmund 1999/2000
	verschiedene Bauakten
	
	2.2 Beurteilungsgrundlagen
	
	Die Geräuschimmissionen sind je nach Lärmart nach unterschiedlichen Bestimmungen zu
	beurteilen. Insgesamt wurden die folgenden schalltechnischen Regelwerke und Schriften
	herangezogen:
	
	1. DIN 18005, Teil 1, - Schallschutz im Städtebau, Berechnungsverfahren
	2. Richtlinien zur Berechnung von Schallimmissionen von Schienenwegen Œ Schall 03  - 
	    Ausgabe 1990
	3. VDI 2714,  —Schallausbreitung im Freienﬁ 
	4. VDI 2720, Blatt 1, Schallschutz durch Abschirmung im Freien
	5. VDI 2719, Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen
	6. VDI 4109, Schallschutz im Hochbau
	7. Planungserlass des Landes Nordrhein-Westfalen vom 08. 07. 82 Œ Berücksichtigung von 
	    Emissionen und Immissionen bei der Bauleitplanung sowie bei der Genehmigung von
	   Vorhaben 
	2.3 Orientierungswerte der DIN 18005
	
	Die durch die verschiedenen Schallquellen verursachten Immissionen in den bestehenden und
	geplanten schutzbedürftigen Nutzungen des Bebauungsplanes sind nach den Bestimmungen 
	der DIN 18005 Œ Schallschutz im Städtebau Œ zu beurteilen. Im Planbereich befindet sich als 
	derartige Nutzung eine Kindertagesstätte, die geringfügig erweitert wird, dieser Bereich ist als 
	Allgemeines Wohngebiet (WA) einzustufen. Weiterhin ist die Festsetzung —Gewerbegebietﬁ 
	vorgesehen. 
	Darüber hinaus ist  in einer öffentlichen Grünfläche ein Spielplatz der Kategorie A  
	(für Kinder und Jugendliche) geplant. 
	
	Als Orientierungswerte gelten für den Verkehrslärm
	
	WA tags 55 dB(A) und nachts  40 dB(A)
	GE  tags 65 dB(A) und nachts von 55 dB(A)
	
	Für die Beurteilung ist tags der Zeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr, nachts der Zeitraum von 
	22.00 bis 6.00 Uhr zugrunde zu legen. 
	
	2.4 Berechnungsmethode
	
	Die Untersuchung wurde mit dem Programm-System —SoundPLANﬁ der Firma Braunstein + 
	Berndt durchgeführt. Eingesetzt wurde die Programm-Version 4.20/1997.
	
	3. Raumbeschreibung
	
	3.1 Allgemeine Beschreibung 
	Die geplante gewerbliche Bebauung soll auf einem brachliegenden Gelände entstehen. Der 
	Planbereich liegt zwischen einer im Nordwesten gelegenen Wohnbebauung, einer 
	Kindertagesstätte, einer gewerblich genutzten Zone im Südwesten der Versorgungsbahn zum 
	Kraftwerk Knepper im Südosten bzw. der S-Bahn Dortmund Œ Duisburg. 
	Die Geländeoberfläche fällt im Bereich des Bebauungsplanes mit einer erheblichen 
	Höhendifferenz von etwa insgesamt 7 m über eine Geländekante (3 m hoch) relativ stark nach 
	Nordwesten hin ab. Nordöstlich und nordwestlich des Plangebietes befindet sich (außerhalb 
	des Plangebietes) Wohnbebauung. 
	
	3.2 Darstellung der maßgeblichen Immissionssorte
	
	Die Lage der für die Beurteilung der Immissionen maßgeblichen Immissionssorte ist in
	einschlägigen Berechnungsvorschriften definiert. Bei bebauten Flächen sind die 
	Berechnungen für Orte durchzuführen, die 0,5 m außerhalb, etwa von der Mitte des 
	geöffneten, vom Geräusch am stärksten betroffenen Fensters eines zum dauernden Aufenthalt 
	von Menschen bestimmten Raumes einer Wohnung liegen.
	
	Bei den Berechnungen der Schallausbreitung wurden nicht einzelne Immissionssorte 
	ausgewählt, sondern flächendeckende Isophonenpläne erstellt. Die darin zu findenden Werte 
	repräsentieren in der vorliegenden Untersuchung die Freibereiche und Erdgeschosse in 1,70 m  
	Höhe und das oberste schutzbedürftige Geschoss der Gebäude in 10 m Höhe. 
	
	4. Vorbelastung des Planungsraumes und Berechnung der Schallausbreitung im Bereich des  geplanten Vorhabens
	
	4.1. Schienenverkehr
	
	Der Untersuchungsbereich wird durch den Schienenverkehr auf den östlich des Plangebiets 
	liegenden Gleisanlagen lärmbelastet.
	
	Die schalltechnischen Auswirkungen des Schienenverkehrs auf die vorhandene Bebauung 
	sowie die geplante Gewerbebebauung sind in einer Höhe von 1,70 m (Erdgeschoss) und von 
	10 m Œ der Höhe der obersten schutzbedürftigen Geschosse Œ für den Tagzeitraum ermittelt 
	worden. Die flächenhafte Schallausbreitung ist aus den Isophonenplänen ersichtlich, die
	beim Stadtplanungsamt eingesehen werden können. In der geplanten Bebauung 
	werden Werte von tags maximal 45 dB(A) in einer Höhe von 1,70 m erreicht, womit die  
	Orientierungswerte weit unterschritten werden. In den obersten Geschossen werden maximal 
	bis zu 47,5 dB(A) im südöstlichen bzw. südlichen Bereich erreicht.
	
	Der Nachtzeitraum braucht nicht gesondert betrachtet zu werden, da weder die 
	Kindertagesstätte noch die gewerblichen Räume nachts genutzt werden.
	
	4.2 Gewerbliche und industrielle Nutzungen
	
	Der Untersuchungsbereich ist im westlichen Bereich ebenfalls durch gewerbliche Nutzungen
	außerhalb des Planungsraums lärmbelastet. Die davon ausgehenden Schallemissionen und 
	Œimmissionen werden hier nicht untersucht, führen jedoch aufgrund der dort angesiedelten 
	Betriebe zu keinen Problemen im geplanten Gewerbegebiet.
	
	4.3. Geplanter A-Spielplatz
	
	Der geplante Spielplatz (Kategorie A, für Kinder und Jugendliche) ist zwar generell als
	Lärmemittent zur nordöstlich außerhalb des Planbereiches liegenden Wohnbebauung zu 
	betrachten, da jedoch eine Nutzung als Abenteuer-, Bauspiel-, oder Bolzplatz ausgeschlossen 
	ist, sind von ihm keine das Wohnen beeinträchtigende Auswirkungen zu erwarten. Darüber 
	hinaus wird der Standort dieses Spielplatzes im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
	unter Berücksichtigung der von ihm ausgehenden Emissionen mit den sachberührten 
	Fachdienststellen festgelegt. 
	  
	6. Zusammenfassende Schlussbetrachtung
	
	Zusammenfassend ist festzustellen, dass die zulässigen schalltechnischen Orientierungswerte 
	für die im Plangebiet beabsichtigte Nutzung unterschritten werden, so dass weder aktive noch 
	passive  Schallschutzmaßnahmen vorgesehen werden müssen. 
	
	
	
	
	
	
	B E G R Ü N D U N G
	 Plangebiet 
	Räumlicher Geltungsbereich  Die Planbereichsgrenze des Bebauungsplanes Mg 146 verläuft im Stadtbezirk Mengede, Ortsteil Oestrich, im Osten  westlich entlang der Trasse der S-Bahn-Linie S2 Œ ausgenommen ist die direkt an der Trasse liegende Böschung Œ , bis zu der Straße —Kammerstückﬁ, führt weiter in Richtung Norden östlich entlang der Straße —Kammerstückﬁ bis zur —Breisenbachstraßeﬁ; verläuft südlich der Breisenbachstraße  bis gegenüber dem Einmündungsbereich der Straße —Worderfeldﬁ; von hier in südöstlicher Richtung entlang der hinteren Gartengrundstücke Breisenbachstraße Haus-Nr. 20 bis Haus-Nr. 18c bis zum Böschungsbereich der S- Bahn-Trasse. 
	Gegenwärtige Situation im Plangebiet  Die verschiedenen Flächen werden zur Zeit u. a. als Ackerfläche genutzt (östlich Kammerstück); an der Breisenbachstraße befindet sich eine städt. Kindertagesstätte, der östliche und nördliche Teil des Plangebietes ist der Natur überlassenes Brachland mit Gras- und Hochstaudenfluren, Bäumen und Sträuchern.
	
	1.3 Bestehendes Planungsrecht 
	
	1.3.1   Darstellung im Flächennutzungsplan 
	
	 Der Flächennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 enthält im Bebauungsplanbereich folgende Darstellungen:
	
	Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf  (Bildungseinrichtung, Soziale Einrichtung)
	Grünflächen 
	
	Die Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes stehen den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum Œ teilweise entgegen, so dass eine entsprechende Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich wird, die gem. § 8 Abs.3 BauGB unter der lfd. Nr. 123, gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes durchgeführt wird (sogenanntes Parallelverfahren).
	
	1.3.2 Bestehendes Bauplanungsrecht
	
	Der seit dem 17. 07. 1981 rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 trifft für den Planbereich des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum - folgende Festsetzungen:
	
	Flächen für Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstätte)
	öffentliche Grünflächen (Sport- und Spielanlagen)
	öffentliche Verkehrsflächen (Parkplatz und Fußweg)
	
	Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 soll der Bebauungsplanes Mg 129 teilweise ersetzt werden. 
	1.3.3 Landschaftsplan Dortmund-Nord
	
	 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Mg 146 liegt außerhalb des seit dem 30.11.90 rechtsverbindlichen Landschaftsplanes Dortmund-Nord. 
	
	2.  Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
	 Einige Firmen im Gewerbegebiet Oestrich haben seit geraumer Zeit Erweiterungsbedarf, der an ihren Standorten selbst nicht mehr zu realisieren ist. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 weist östlich der Straße Kammerstück, unmittelbar am Gewerbegebiet Oestrich, Flächennutzungen aus, die nicht mehr den städtischen Entwicklungszielen entsprechen. Laut Auskünfte von Sport-, Jugend- und Schulamt werden diese Vorhalteflächen nicht mehr benötigt und können somit den Expansionswünschen anfragender Firmen zugute kommen. Es ist daher beabsichtigt, durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 die Festsetzungen des Bebauungsplanes Mg 129 entsprechend zu überplanen. Im Südwesten des Planbereiches ist ein Gewerbegebiet (GE) mit einer Größe von ca. 1,4 ha geplant, das zukünftig der Ansiedlung von nicht erheblich belästigenden Betrieben (s. § 8 (1) Œ (3) Baunutzungsverordnung (-BauNVO-) dienen  soll. Weiterhin soll der im Bebauungsplan Mg 129 nördlich der Kindertagesstätte festgesetzter öffentlicher Parkplatz in die angrenzende öffentliche Grünfläche integriert werden, weil zukünftig kein derart zusätzlicher großer öffentlicher Stellplatzbedarf besteht  (keine Sonderschule, kein Sportplatz). Darüber hinaus soll die Fläche der an der Breisenbachstraße vorhandenen Kindertagesstätte geringfügig erweitert werden.

	3.  Erläuterungen zum Bebauungsplan 
	3.1 Art und Maß der baulichen Nutzung  Entsprechend der baulichen Situation der bestehenden Gewerbegebäude westlich der Straße Kammerstück soll sich die Erweiterung des Gewerbegebietes städtebaulich am Vorhandenen orientieren und nicht durch überzogene Höhenentwicklungen neue Akzente setzen. Der nördlich anschließende Freiraum, sowie die 2-geschossige Bebauung des Wohnumfeldes und die Eingeschossigkeit der Kindertagesstätte wirkt ebenfalls prägend, so dass die Geschosse im neuen Gewerbegebiet auf maximal III beschränkt werden. Die Festsetzung der Grundflächenzahl  (0,8) und Geschossflächenzahl (2,0) im geplanten Gewerbegebiet orientiert sich an den vorhandenen Gebäuden im Gewerbegebiet Oestrich.  
	
	3.2 Gewerbegebietscharakter
	
	 Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet am nächsten liegende Wohnbebauung bzw. der nördlich des geplanten Gewerbegebietes vorhandenen Kindertagesstätte sollen in dem festgesetzten Gewerbegebiet keine Betriebe zugelassen werden, die in der Abstandsliste der 16. BImSch aufgeführt sind (textliche Festsetzung Ziffer      1     ).
	
	 Des Weiteren setzt der Bebauungsplan fest, dass im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zulässig sind.  Hiervon unberührt bleiben Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz-und/oder Caravanverkauf sowie Betriebe mit Kfz- und/oder Caravanersatzteil- bzw. Œzubehörverkauf. Ausnahmsweise zulässig sind an Endverbrauer gerichtete Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks- oder anderen Gewerbebetrieben stehen und deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter der Größe der Geschossfläche des Handwerks- oder Gewerbebetriebsteiles liegt.  Die textliche Festsetzung ist erforderlich, um zu verhindern, dass sich zunehmend kleinere Betriebe deutlich unterhalb der in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Vermutungsgrenze von  1200 qm an nicht integrierten Standorten ansiedeln bzw. versuchen, in Gewerbegebieten Fuß zu fassen. Dem liegt die städtebauliche Zielsetzung zugrunde, Einzelhandelsbetriebe zur Stärkung der zentralen Versorgungseinrichtungen in den Ortszentren anzusiedeln, soweit Art und Umfang des Betriebes dies zulassen. Damit werden gleichzeitig in den Gewerbegebieten die Flächen für solche Betriebe freigehalten, die auf derartige Standorte angewiesen sind. Diese textliche Festsetzung ist weiterhin notwendig, um der angesprochenen negativen städtebaulichen Entwicklung in Form einer Neuerrichtung von Handelsbetrieben am Siedlungsrand mit all seinen städtebaulichen Negativwirkungen (Kaufkraftverlust des Ortsteilzentrums, nicht integrierter Standort, Verkehrszusatzbelastung) entgegenzutreten.  Die Regelung, dass Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz- und/oder Caravanverkauf von der textlichen Festsetzung unberührt bleiben, ergibt sich daraus, dass bei derartigen Betrieben die Größe der Verkaufsfläche regelmäßig die des Handwerksbetriebes überschreitet. Gleichwohl ist daraus aber nicht abzuleiten, dass sich hierdurch die dargelegten negativen Auswirkungen hinsichtlich zentraler Einrichtungen in den Ortszentren ergeben.
	
	 Um sicherzustellen, dass die Gewerbegebietsflächen für solche Betriebe zur Verfügung gestellt werden, die auf derartige Standorte angewiesen sind, setzt der Bebauungsplan weiterhin fest, dass dort die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die sich auch in anderen Baugebietskategorien ansiedeln können,  unzulässig sind.
	
	3.3 Werbeanlagen  Die geplanten Gewerbebetriebe sollen sich nur an der Erschließungsstraße Kammerstück werbewirksam präsentieren. Werbeanlagen im Hintergelände würden visuell, störend auf die begrünten öffentlichen Flächen wirken und sind somit nur an der Vorderfront der Gebäude erlaubt.
	

	5.   Öffentliche Grünflächen
	5.1 Parkanlage  Die öffentliche Grünfläche (Parkanlage) wird um ca. 2 500 qm südlich der Kindertagesstätte erweitert. Der südöstliche Abschnitt der Parkanlage soll in seinem —extensiven Charakterﬁ mit der vorhandenen Vegetation erhalten bleiben. 
	5.2 Kinderspielplatz  Nach der Spielplatzbedarfsberechnung ist für den Ortsteil Oestrich (Einzugsbereich zwischen A 45 und S-Bahn) ein Spielplatz der Kategorie A  vorgesehen (Kinder und Jugendliche). Der Spielplatz soll auf einer mindestens 1 500 qm großen öffentlichen Grünfläche südlich der Kindertagesstätte realisiert werden in direkter Nachbarschaft der vorhandenen Wohnbebauung.
	
	5.3 Wegeverbindungen  Geplant ist ein 3,50 m breites Rad- und Wanderwegsystem, dass sowohl die Wohnbebauung nördlich der Breisenbachstraße (Schärenhof) mit dem Kinderspielplatz, der —übrigenﬁ öffentlichen Grünfläche und einem zukünftigen Anschluss (Unterführung) an den Haltepunkt Nette Œ Oestrich verbindet, damit durch kurze Fuß- und Radwegeverbindungen sowohl die Möglichkeit der Naherholung und des Spielens, als auch die Erreichbarkeit der ÖPNV-Haltepunkte gewährleistet ist.
	

	Die Stellplatzanlagen in dem mit der Ziffer     4    gekennzeichneten Baugebiet sind durch Pflanzflächen so zu gliedern, dass für jeweils vier Stellplätze eine Pflanzfläche (Baumscheibe) in der Größe eines Stellplatzes entsteht. Die Bepflanzung der Flächen hat durch je einen standortgerechten, heimischen, großkronigen Laubbaum zu erfolgen. Die Anordnung der anzupflanzenden Laubbäume bietet die Gewähr dafür, dass Flächenaufheizungen vermieden und Schadstoffemissionen auf den Grundstücksflächen selbst schon teilweise gebunden werden. Die Bäume bilden ein grünes Dach über der Stellplatzanlage und tragen positiv zur Gestaltung des Ortsbildes im Sinne des § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB bei.
	Es werden standortgerechte, heimische Baumarten als Lebensgrundlage für zahlreiche Lebewesen und Mindestgrößen gefordert, um die Lebensfähigkeit der angepflanzten Bäume und damit auch die dauerhafte Realisierung der Festsetzung selbst sicherzustellen. Die festgesetzte Bepflanzung der Baumscheibe erfolgt, um Austrocknung und damit verbundenen Bodenerosionen vorzubeugen.   
	7. Umweltbelange 
	7.1 Altlasten  Das Plangebiet ist im Detailplan der Stadt Dortmund Œ Maßstab 1: 5000 über Altstandorte und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflächen in der östlichen Hälfte als ehemalige Hausmülldeponie und Schüttungsfläche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde im Rahmen diverser Planungsmaßnahmen eine Gefährdungsabschätzung (einzusehen beim Stadtplanungsamt) erstellt. Daraus ergeben sich für die künftigen Nutzungen im Plangebiet folgende Konsequenzen:
	
	 7.2  Lärmschutz
	Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
	
	Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine Maßnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. Sie ist dieser Begründung als Anlage 1 beigefügt.
	

	8. Ver- und Entsorgung  8.1. Gas, Wasser, Strom
	 Die Versorgung des Plangebietes mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die zuständigen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen Entsorgungsträger sichergestellt.
	Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Dortmund" vom 17.12.1996 zu prüfen, ob der Abfluss des Niederschlagswassers von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Versickerung oder Rückhaltung, zu verhindern, zu vermindern oder merklich zu verlangsamen ist. Soweit die Möglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasserrechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.
	10.  Entschädigung  Die Flächen  im Planbereich befinden sich ausschließlich in städt. Eigentum. Entschädigungsansprüche von Grundstückseigentümern sowie ggf. Übernahmeansprüche werden gem. § 40 BauGB daher nicht ausgelöst.
	11. Flächenbilanz  Gewerbefläche      ca. 1,4 ha  Fläche für den Gemeinbedarf Œ Kindertagesstätte - ca. 0,6 ha  Öffentliche Grünfläche    ca. 2,0 ha  Gesamtfläche:      ca. 4,0 ha
	 12.  Kosten
	Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde ermittelt, dass der Stadt durch die Planung voraussichtlich keine Kosten entstehen werden. 
	Die Anlagen 1 Œ Schalltechnische Untersuchung Œ, 2 Œ Abstandsliste (4. BImSchV) Œ,  3 Œ Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Œ sind Bestandteil dieser Begründung.  
	Dortmund, den 
	
	Der Änderungsbereich wird durch unterschiedliche Lärmemittenten beeinträchtigt, die Lärmemissionen der Versorgungsbahn zum Kraftwerk Knepper, der S-Bahn-Strecke Dortmund-Duisburg  und der gewerblichen Nutzung südwestlich des Planbereiches an der Straße Kammerstück. Eine konkrete Untersuchung fand im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Mg 146 Œ Ammersbaum Œ statt. 
	Die vorgenannte schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine Maßnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. 



